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Erläuterungen zur Grafik:

Die Grafik zeigt die Altersstruktur
von zehn ausgewählten Stuttgarter
Altersheimen im Zeitvergleich 1973
und 1998. Die Zahl der Bewohner in
den zehn Heimen liegt in beiden Jah-
ren etwa bei 1900 Personen. Als Be-
sonderheit fällt auf, dass die Alters-
heimbewohner 1998 deutlich älter
sind als 1973. 

Ein wesentlicher Grund ist sicher,
dass die Stuttgarter heute älter wer-
den als noch vor 25 Jahren. Belegen
lässt sich das am Durchschnittsalter
der deutschen Einwohner, das seit
1973 (40,0 Jahre) um 4,3 Jahre auf
44,3 Jahre (1998) gestiegen ist. Be-
trachtet man nur die Deutschen ab

65 Jahren, also die Deutschen im
Rentenalter, steigt das Durchschnitts-
alter im gleichen Zeitraum von 72,9
Jahre auf 75,8 Jahre allerdings nicht
so stark an. Der widersprüchlich er-
scheinende geringere Anstieg des
Durchschnittsalters der Deutschen im
Rentenalter im Vergleich zu den
Deutschen insgesamt ist im wesentli-
chen auf die mit in die Berechnung
eingehende stark gesunkene Zahl
der Kinder und der daraus resultie-
renden schwachen Besetzung der
Jahrgänge unter 25 Jahren zurückzu-
führen. 

In den in der Grafik dargestellten
ausgewählten Altersheimen liegt das
Durchschnittsalter (1973: 79,4 Jahre;
1998: 84,8 Jahre), ebenso wie der

Anstieg des Durchschnittsalters 
(+ 5,4 Jahre), deutlich über den Ver-
gleichswerten der Deutschen im
Rentenalter (75,8 Jahre; + 2,9 Jahre).
Aus der Differenz des Durchschnitts-
alters der Rentner zu den Alters-
heimbewohnern ist zu schließen,
dass die Stuttgarter heute erst in ei-
ner späteren Lebensphase in das Al-
tersheim gehen als vor 25 Jahren.
Die Menschen werden nicht nur äl-
ter, sondern sie bleiben auch länger
rüstig. Leichte Pflegefälle können
darüber hinaus heute dank der Pfle-
geversicherung in Verbindung mit
den ambulanten Diensten zuhause
versorgt werden.

Utz Lindemann

Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Einwohner in ausgewählten Altersheimen in Stuttgart 1973 und 1998
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Die Beteiligung von ausländischen Mitbürgern am kommunalen Geschehen hat in
Stuttgart eine beachtliche Tradition. Bereits im Jahre 1971 nahm ein Ausländerbei-
rat seine Arbeit auf. Auf Initiative dieses Beirats wurde dann Anfang der 80er Jahre
Möglichkeiten einer weitergehenden politischen Beteiligung gesucht, die in der Bil-
dung eines, durch Direktwahl legitimierten, beratenden Ausschusses mündeten. Als
sich dann am 13. Dezember 1983 der erste Ausländerausschuss im Stuttgarter Rat-
haus konstituierte, war es der erste gewählte gemeinderätliche Ausschuss in einer
bundesdeutschen Großstadt. So kann der beratende Ausländerausschuss mittler-
weile auf mehr als 15 Jahre Arbeit zurückblicken1.

In der Zwischenzeit haben nicht nur zahlreiche Großstädte in Deutschland, sondern
zunehmend auch Mittelstädte mit höheren Ausländeranteilen vergleichbare Aus-
schüsse eingerichtet. Der Gemeinderat der baden-württembergischen Landes-
hauptstadt hat anlässlich der auslaufenden Amtsperiode des dritten Ausländeraus-
schusses und vor dem Hintergrund des Wahlrechts für Unionsbürger bei Kommu-
nalwahlen die Grundsätze der kommunalpolitischen Partizipation geändert und an
die neuen Gegebenheiten angepasst. Die wichtigsten Neuerungen bestehen in ei-
ner veränderten Zusammensetzung des beratenden Ausschusses und in einem geän-
derten Wahlmodus. Obendrein wird das Gremium nicht mehr Ausländerausschuss,
sondern Internationaler Ausschuss heißen.

1. Rechtsgrundlage

Die Hauptsatzung der Landeshauptstadt Stuttgart (§ 16) ermöglicht den Bestim-
mungen des § 41 Abs. 1 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg gemäß die
Bildung von beratenden Ausschüssen. Sie werden aus der Mitte des Gemeinderats
gebildet. Ebenso können sachkundige Einwohner als Mitglieder berufen werden, de-
ren Zahl allerdings nicht die der Gemeinderäte erreichen darf.

Aufgabe, Bildung und Zusammensetzung der Mitglieder des Ausschusses werden
durch die Satzung über die Beteiligung ausländischer Einwohner/-innen am
kommunalen Geschehen bestimmt. Bestandteil der Satzung ist eine Wahlordnung,
die die spezifischen Vorbereitungs- und Durchführungsdetails der direkt zu wählen-
den Ausschussmitglieder enthält. Im Übrigen gelten, wie in einer Generalklausel der
Wahlordnung festgelegt ist, die Bestimmungen des Kommunalwahlgesetzes und
der Kommunalwahlordnung.

2. Neuer Ausschuss für neue Aufgaben

Ungeachtet der Einführung des Wahlrechts für Staatsbürger aus einem anderen Mit-
gliedstaat der Europäischen Union (Unionsbürger) bei Kommunalwahlen am Wohn-
sitz herrschte im Stuttgarter Gemeinderat Einvernehmen, dass die Aufgabe des bis-
herigen Ausländerausschusses nicht obsolet wird. Insbesondere war der Tatsache
Rechnung zu tragen, dass nur etwa ein Drittel der ausländischen Bevölkerung als

Wahlrecht für EU-Ausländer bei Ge-
meinderatswahlen berücksichtigt

Hauptsatzung und Gemeindeordnung
ermöglicht Bildung beratender Aus-
schüsse

Neue Grundsätze für den Ausschuss in
Stuttgart beschlossen

Ausländerausschuss seit 1983

Thomas Schwarz

Die neuen Grundsätze über die Beteiligung
ausländischer Einwohner am kommunalen
Geschehen in Stuttgart



153

Hauptbeitrag Statistik und Informationsmanagement, Monatsheft 7/1999

Angehörige eines Mitgliedstaates der Europäischen Union (EU) bei der Gemeinde-
ratswahl am 24. Oktober 1999 erstmals das aktive und passive Wahlrecht besitzen
werden und direkt bei der Wahl des höchsten Gemeindeorgans mitwirken können.

Unionsbürger werden dennoch, und zwar durch vier stimmberechtigte Mitglieder,
im Ausschuss vertreten sein; diese Mitglieder werden allerdings nicht mehr direkt
gewählt, sondern aufgrund von Vorschlägen der Fraktionen des Gemeinderates ent-
sprechend dem Stärkeverhältnis im Gemeinderat bestellt (indirekte Wahl).

Der Ausschuss wird insgesamt 25 stimmberechtigte Mitglieder umfassen, davon 13
Mitglieder des Gemeinderates und zwölf sachkundige ausländische Einwohner. Von
diesen werden acht Mitglieder aus dem Kreis der Einwohner aus einem Nicht-EU-
Staat direkt gewählt. Mit der Einbeziehung von Vertretern internationaler Organi-
sationen soll stärker als bislang der veränderten Aufgabenstellung des Ausschusses
Rechnung getragen werden. 

Anstelle der bisherigen vier nicht stimmberechtigten Vertreter der Verbände der frei-
en Wohlfahrtspflege und des Deutschen Gewerkschaftsbundes, die in ihrer Eigen-
schaft als Betreuungsorganisationen der ausländischen Einwohner aus den ehema-
ligen Anwerbeländern als Gäste mitwirkten, werden künftig bis zu acht Personen
benannt, die die gesellschaftliche und soziale Realität der nichtdeutschen Einwoh-
ner sowie die internationale Zusammenarbeit auf den Gebieten Medien, Kultur,
Schule, Sport, Wissenschaft und Wirtschaft repräsentieren.

Um die Andersartigkeit gegenüber dem bisherigen Ausländerausschuss deutlich zu
machen, erhält das so gebildete Gremium die Bezeichnung �Internationaler Aus-
schuss�.

3. Die neuen Wahlrechtsgrundsätze

3.1 Wahlrecht für alle Nicht-EU-Ausländer

Bereits bei der vorangegangenen Ausländerwahl 1995 wurde, nachdem bei den bei-
den Wahlgängen zuvor das Wahlrecht ausschließlich auf Angehörige aus den ehe-
maligen sechs Hauptanwerbeländern (Griechenland, Italien, Jugoslawien, Portugal,
Spanien, Türkei) begrenzt war, allen in Stuttgart lebenden Ausländern gleich wel-
cher Staatsangehörigkeit die aktive und passive Teilnahme an der Wahl gewährt2.
Hier wird insbesondere dem Umstand Rechnung getragen, dass sich die Zusam-
mensetzung der ausländischen Wohnbevölkerung in Stuttgart im Verlaufe der letz-
ten 15 Jahre gewandelt hat. Nur noch etwa drei Viertel der in der Landeshauptstadt
lebenden Ausländer stammen heute aus den ehemaligen Hauptanwerbeländern (vgl.
Abb. 1).

Obgleich sich das kommunale Wahlrecht für EU-Staatsangehörige am Wohnsitz be-
reits bei den Beratungen der materiellen Grundsätze der letzten Ausländerwahl am
Horizont abzeichnete, stand fest, dass die entsprechende Umsetzung dieser Be-
stimmung des Maastrichter Vertrages in Landesrecht erst zur Gemeinderatswahl
1999 möglich war. Eine Diskussion über die Auswirkungen auf die Bildung und Zu-
sammensetzung des Ausländerausschusses war daher erst im Vorfeld der neuen
Amtsperiode geboten. In seiner Entscheidung, die nunmehr bei Kommunalwahlen
voll integrierten EU-Ausländer nicht zweimal - den Gemeinderat3 und den beraten-
den Ausländerausschuss - wählen zu lassen, ließ sich der Gemeinderat von der Über-
legung leiten, dass ein zwar  rechtlich mögliches4, �Zweifachwahlrecht� nicht ge-
schaffen werden soll, weil eine Vertretung der Anliegen der Unionsbürger ohnedies
durch die mittelbare Wahl vier sachkundiger Einwohner5 in den neuen Internatio-
nalen Ausschuss erhalten bleibt. 

Vertretung der EU-Ausländer im Aus-
schuss nur mittelbar

Wahlrecht für alle Angehörigen aus
Nicht-EU-Staaten

... und bis zu 8 nicht stimmberechtigten
Mitgliedern

Internationaler Ausschuss mit insge-
samt 25 stimmberechtigten ...
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Der Kreis der Wahlberechtigten bei der bevorstehenden Wahl des Internationalen
Ausschusses 20006 wird so voraussichtlich ca. 60 000 Personen zählen (vgl. Abb. 1
und Tab. 1).

3.2 Aktives Wahlrecht nur für Ausländer mit dauerhaftem Aufenthalts-
status

Schon die Wahlrechtsgrundsätze der letzten Ausländerwahl bestimmten, dass das
aktive und nicht nur, wie bei den zwei vorangegangenen Wahlen, das passive Wahl-
recht an einen aufenthaltsrechtlichen Status geknüpft ist, der nicht nur einen vorü-
bergehenden Aufenthalt (Aufenthaltserlaubnis, -berechtigung, -erlaubnis EG) er-
warten lässt. Nicht zum Kreis der Wahlberechtigten gehören danach Asylbewerber
und Bürgerkriegsflüchtlinge.

Wahlrecht nur bei dauerhaftem Aufent-
halt

Rund 60 000 Wahlberechtigte
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Abbildung 1

Einwohner von Stuttgart nach der Staatsangehörigkeit 1998
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Tabelle 1

Wahlberechtigte und Wahlbeteiligung bei Ausländerwahlen in Stuttgart
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Eine politisch kontroverse Diskussion entzündete sich im Zuge der Beschlussfassung
der neuen Satzung im Gemeinderat an dem Aufenthaltstitel �Aufenthaltsbefugnis�,
die in der Entscheidung mündete, dass dieser Titel künftig als wahlrechtsbegrün-
dende Voraussetzung nicht mehr ausreicht. Mit diesem Aufenthaltstitel werden un-
terschiedlichste ausländerrechtliche Aufenthaltssituationen und -hintergründe ab-
gedeckt (z.B. �Konventionsflüchtlinge�; abgelehnte Asylbewerber oder Vertriebe-
nenausweisbewerber mit langfristigem Aufenthalt) und, die Erteilung einer Aufent-
haltsbefugnis erfolgt zunächst immer befristet, ist aber mit der Option verbunden,
nach bestimmten Aufenthaltszeiten und weiteren Voraussetzungen in eine unbe-
fristete Aufenthaltserlaubnis verlängert zu werden. 

Die weiteren sachlichen Voraussetzungen für das (aktive) Wahlrecht sind neben dem
üblichen Mindestalter (18 Jahre) eine in Stuttgart melderechtlich begründete einzi-
ge Wohnung oder Hauptwohnung von mindestens einem Jahr. Von der Wahl aus-
geschlossen sind all diejenigen, die zusätzlich zu einer ausländischen auch die deut-
sche oder die Staatsangehörigkeit eines anderen EU-Mitgliedstaates besitzen.

Während die Überprüfung des Aufenthaltsstatus bei Wahlbewerbern im Zuge des
Zulassungsverfahrens aufgrund der Aktenlage der Ausländerbehörde zweifelsfrei
und problemlos manuell möglich ist, ist die Bestimmung des Aufenthaltstitels als Kri-
terium des aktiven Wahlrechts problembeladen. Erfahrungen der letzten Auslän-
derwahl zeigten, dass eine maschinelle Auswahl der Wahlberechtigten für das
Wählerverzeichnis nicht fehlerfrei möglich ist. Inkompatibilitäten, die sich aus der
Zusammenführung von Daten aus zweierlei EDV-Verfahren (LEWIS und LAVIDA) und
mit Datensätzen7 aus unterschiedlichen Quellen (Ausländer-Register und Einwoh-
nerwesen) ergeben, erlauben kein Wählerverzeichnis auf maschinellem Wege zu er-
stellen, das der Sache angemessenen und einem einer gerichtlichen Überprüfung
standhaltenden Qualitätsanspruch an ein Wählerverzeichnis genügen könnte.

Da eine manuelle Erstellung eines Wählerverzeichnisses aufgrund der Vielzahl der
Fälle selbstredend ausscheidet, sieht die Wahlordnung vor, dass alle ausländischen
Einwohner, die die sachlichen Wahlrechtsvoraussetzungen wie Alter, Wohndauer,
Staatsangehörigkeit erfüllen und nicht von der Wahl ausgeschlossen sind (Betreu-
ungsfälle, zusätzliche deutsche oder EU-Staatsangehörigkeit), im Zuge einer schrift-
lichen und persönlichen Benachrichtigung und Information zur Wahl darauf hinge-
wiesen werden, dass sie die weiteren Voraussetzungen des Aufenthaltsstatus 
(Aufenthaltserlaubnis, -berechtigung oder Aufenthaltserlaubnis EG) erfüllen müssen,
um an der Wahl teilnehmen zu können. Die abschließende Prüfung des aktiven Wahl-
rechts und die Zulassung zur Wahl kann demzufolge erst im Wahllokal durch den
Wahlvorstand aufgrund der Vorlage von Ausweispapieren erfolgen. Als Hilfsmittel
zur Überprüfung der Wahlberechtigung der �wahlwilligen� Ausländer steht dem
Wahlvorstand eine Liste zur Wahl der angeschriebenen Personen zur Verfügung.

3.3 Zur Wahl �offene Liste� zugelassen

Mit der Zulassung von sog. �offenen Listen� bei der letzten Ausländerwahl wurde
ein wesentliches Grundprinzip der Ausländerwahlen in Stuttgart modifiziert. War bis
dahin die Einreichung eines Wahlvorschlages ausschließlich an die Staatsangehörig-
keit gebunden, sollten sich nun auch internationale Wahllisten nach politischen, kul-
turellen, religiösen oder sonstigen Gesichtspunkten formieren können. Der Stutt-
garter Gemeinderat zeichnete darin auch ausländerpolitische Entwicklungen nach,
wonach Ausländer- und Integrationspolitik zunehmend zu einer gesamtgesell-
schaftlichen Aufgabe geworden sind, und �Ausländersein� alleine nicht mehr aus-
schlaggebend ist für die politische Meinungsbildung, es vielmehr auch unter aus-
ländischen Mitbürgern sehr verschiedene politische Auffassungen und Richtungen
gibt2.

Internationale Listen möglich

Aktives Wahlrecht kann abschließend
erst im Wahllokal festgestellt werden

Ein Jahr Wohndauer Voraussetzung

Personen mit Aufenthaltsbefugnis nicht
wahlberechtigt
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Das Wahlprinzip der �offenen Listen� wurde bei der Neufassung der Wahlrechts-
grundsätze als bewährtes Element übernommen. Die Akzeptanz dieser Regelung bei
der 1995er Wahl verdeutlicht folgende Zahl: Von zehn zugelassenen Wahlvorschlä-
gen waren immerhin fünf Wahlvorschläge als �öffentliche Liste� angetreten.

3.4 Kumulieren ist möglich

Unverändert sieht das Stimmgebungsverfahren vor, dass der Wähler so viele Stim-
men (8) hat, wie Ausschussmitglieder direkt zu wählen sind und, er kann auf ein und
denselben Kandidaten bis zu drei Stimmen anhäufen (kumulieren). Auf die Ein-
führung des Panaschierens, das dem Wähler noch weitergehende Einflussmöglich-
keiten einräumen würde, wird bei der Wahl dieses beratenden Ausschusses mit Blick
auf den daraus resultierenden Aufwand für die Auszählung der Wahlergebnisse ver-
zichtet.

Kumulieren ist möglich
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4. Wahlsystem

Das Wahlsystem stellt einen Kompromiss dar zwischen einer möglichst effizienten
Wahldurchführung einerseits und einer möglichst guten Annäherung, sprich Her-
anführen der ausländischen Wahlberechtigten an das hiesige kommunale Wahl-
system andererseits. Es verbindet den Grundsatz der Verhältniswahl mit dem Ele-
ment der Persönlichkeitswahl. Nach dem Prinzip der lose gebundenen Listen kann
der Wähler entweder eine Liste als solche, also im Ganzen wählen, oder er kann die
Kandidaten der Liste neu einreihen, da die Sitze, die einer Liste gemäß dem
d´Hondt´schen Höchstzahlverfahren zustehen, in der Reihenfolge der Stimmenzah-
len zugeteilt werden.

Wahlsystem der lose gebundenen Liste
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5. Fazit

Direktwahlen zu einem Ausländerausschuss sind kein Selbstzweck. Sie verfolgen viel-
mehr das Ziel, ein beratendes Gremium mit der notwendigen demokratischen Legi-
timation auszustatten, damit deren sachkundige ausländische Mitglieder die Belan-
ge der ausländischen Bevölkerung, ihre Probleme, Interessen und Anliegen wirksam
vertreten können. Insoweit spiegeln sich in den unterschiedlichen wahlrechtlichen
und wahlsystematischen Grundsätzen der vergangenen drei Ausländerwahlen und
der nächsten Wahl zum Internationalen Ausschuss der Wandel der Zusammenset-
zung der ausländischen Bevölkerung ebenso wie der Wandel der Ausländer- und In-
tegrationspolitik insgesamt wider. Dabei ist die künftige Umbenennung des Aus-
länderausschuss in Internationalen Ausschuss mehr als nur eine symbolische Äußer-
lichkeit.

Wahlgrundsätze der drei Ausländer-
wahlen Spiegelbild der Ausländer- und
Integrationspolitik
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Zusammensetzung und Bildung des Internationalen Ausschusses in Stuttgart ab 2000

Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Abbildung 4
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Ob freilich die neuen Grundsätze für den Auftrag, die Bildung und Zusammenset-
zung des Internationalen Ausschusses über die Periode 2000 bis 2004 Bestand ha-
ben werden, bleibt fraglich. Man braucht keine prophetische Gabe zu besitzen, vor-
herzusagen, dass mit dem neuen Staatsbürgerrecht nicht nur das Wahlvolk für die
Direktwahl der Mitglieder eines beratenden Ausschusses für internationale und aus-
ländische Angelegenheiten schwinden wird, sondern, dass sich auch der Vertre-
tungs- und letztlich der Auftragsschwerpunkt eines solchen Ausschusses so weit ver-
ändern dürften, dass der Aufwand einer Direktwahl eines Teils der sachkundigen Mit-
glieder nicht mehr erforderlich sein wird.

Was kommt nach 2004?

1 Zehn Jahre Ausländerausschuss - Miteinander in eine neue Stadtgesellschaft. Sonderdruck in der 
Reihe Stuttgarter Themen: Begegnen - Verstehen - Verändern. Nr. 4.1994 (mit einem Beitrag von 
Manfred Rommel)

2 Gemeinderatsdrucksache Nr. 607/1993 (�Grundsätze für die Wahl der ausländischen Mitglieder 
des Ausländerausschusses im Jahre 1995�)

3 Gemeinderatsdrucksache Nr. 97/1998 zur Neufassung der �Satzung über die Beteiligung auslän-
discher Einwohner/-innen am kommunalen Geschehen� vom 16.12.1998 (Amtsblatt der Stadt 
Stuttgart Nr. 21 vom 27. Mai 1999) sowie Gemeinderatsdrucksache Nr. 55/1999 �Ordnung zur
Wahl von ausländischen Mitgliedern des beratenden Internationalen Ausschusses der Landes-
hauptstadt Stuttgart (Ausländerwahlordnung)� vom 17.03.1999 (Amtsblatt der Stadt Stuttgart 
Nr. 21 vom 27. Mai 1999).

4 Ablehnungsentscheidung der Verfassungsbeschwerde vor dem BVG (AZ 2 BvR 2621/95) vom
19.2.1997 gegen § 30 Abs. 1, § 39 Abs. 2 und § 86 Abs. 4 der Hessischen Gemeindeordnung des
vom Hessischen Landtag beschlossenen �Gesetzes zur Einführung des Kommunalwahlrechts für
Unionsbürgerinnen und Unionsbürger� vom 12.9.1995.

5 Diese Zahl entspricht dem Anteil der EU-Ausländer (1/3) an der ausländischen Bevölkerung in
Stuttgart insgesamt.

6 Als Wahltermin ist der 20. Februar 2000 vorgesehen.

7 Weil ein einheitliches Ordnungsmerkmal (Personenidentifikations-Nr.) fehlt, aber auch durch un-
terschiedliche Namenschreibweisen, Geburtsdaten u.a.m. variierten bislang die Personensätze in
beiden Verfahren um ca. 20 Prozent. Mit der Einführung des neuen EDV-Verfahrens Einwohner-
wesen ist ohnehin keine einheitliche technische Basis zur Zusammenführung von Datensätzen aus
LEWIS und LADIVA mehr vorhanden.



Erstmals Langzeitanalyse zur Religionszugehörigkeit in Stuttgart

Im folgenden Beitrag wird aufgezeigt, wie sich für die Landeshauptstadt Stuttgart
in den vergangenen 25 Jahren Zahl und Struktur der Mitglieder der beiden großen
Religionsgesellschaften im Vergleich zur Gesamtbevölkerung entwickelt und verän-
dert hat. Datengrundlage stellen dabei die im Statistischen Amt der Landeshaupt-
stadt verfügbaren jährlichen Statistikabzüge des Einwohnerregisters dar. Diese Sta-
tistikdateien beinhalten auch das Merkmal �Rechtliche Zugehörigkeit zu einer öf-
fentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft� und können so in Kombination mit an-
deren Merkmalen der Einwohnerstatistik wie zum Beispiel dem Alter, Geschlecht und
oder der Staatsangehörigkeit für die Landeshauptstadt Stuttgart aufbereitet und
analysiert werden. Die Einwohnerstatistik wird in dieser Form seit Anfang der 70er
Jahre erstellt. 

Für die als Körperschaft des öffentlichen Rechts anerkannten Religionsgesellschaf-
ten wird bei der Anmeldung eines Einwohners die Zugehörigkeit zu einer öffentlich-
rechtlichen Religionsgesellschaft gemäß § 2 Abs.1 des Melderechtsrahmengesetzes
(MRRG), vorwiegend für die Ausstellung von Lohnsteuerkarten, erhoben und fort-
geschrieben. Die im Melderegister gespeicherten Daten werden nach §18 MRRG, in
Verbindung mit der Kommunalstatistiksatzung, für statistische Analysen in die lan-
deseinheitlichen, anonymisierten Einwohnerstatistikdateien übernommen.

Als evangelisch gelten in Baden-Württemberg Personen, die der evangelischen Lan-
deskirche angehören sowie Angehörige der folgenden Religionsgemeinschaften:
�evangelisch-lutherisch�, �evangelisch-reformiert� und �französisch reformiert�.
Als römisch-katholisch werden nur Angehörige der römisch-katholischen Kirche
ausgewiesen. Alle übrigen Religionsgemeinschaften, zum Beispiel auch Angehörige
der altkatholischen Kirche, werden als sonstige öffentlich-rechtliche Religionsge-
sellschaft in der Statistik geführt und wegen der geringen Zahl, in Stuttgart ca. 8000
Personen, mit den Personen mit ungeklärter Konfessionszugehörigkeit (24 000) zu-
sammengefasst. Dieser Gruppe gehören zu 95 Prozent Kinder unter 15 Jahren an,
für die noch eine Entscheidung getroffen werden muss, welcher Religionsgesellschaft
sie künftig angehören werden. Keiner öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft
zuzuordnen sind weitere 175 000 Personen. In dieser Gruppe sind vor allem die An-
gehörigen des Islam, aber auch Personen, die aus der Kirche ausgetreten sind, zu
finden.

Im folgenden Beitrag und in den meisten Veröffentlichungen des Statistischen Am-
tes wird der Personenkreis, der rechtlich nicht den beiden mitgliederstarken christ-
lichen Religionsgesellschaften zuzuordnen ist, als übrige Personen zusammenge-
fasst.

Analysiert wird die rechtliche Zu-
gehörigkeit zu einer öffentlich-rechtli-
chen Religionsgesellschaft, insbesonde-
re zur evangelischen und zur katholi-
schen Kirche

Statistikabzüge des Einwohnerregisters
bilden Datengrundlage für Untersu-
chung der Religionszugehörigkeit in
Stuttgart

Hauptbeitrag
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Die Entwicklung der Zugehörigkeit
zu einer öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaft in Stuttgart



Einwohnerrückgang und tief greifende Änderungen in der Einwohner-
struktur in den vergangenen Jahrzehnten 

Die Entwicklung der Einwohnerzahlen in Stuttgart ist in den vergangenen Jahr-
zehnten von einem starken Rückgang geprägt. Wohnten Anfang der 60er Jahre noch
640 000 Einwohner in dieser Stadt, so ist mittlerweile diese Zahl auf 556 000
(30.6.1998) gesunken. Bei genauerer Betrachtung der Einwohnerentwicklung ist je-
doch zu erkennen, dass dieser Rückgang sich nicht kontinuierlich vollzogen hat, son-
dern sich zeitlich in einzelne Phasen untergliedern lässt: Phasen mit Einwohnerver-
lusten wurden abgelöst durch Phasen mit Einwohnergewinnen. Als Ursachen dieser
in Abbildung 1 dargestellten wellenförmigen Entwicklung können zum einen die
konjunkturabhängigen, politisch bedingten oder wohnungsmarktbezogenen Wan-
derungsströme, zum anderen aber auch das seit Ende der 60er Jahre drastisch ge-
fallene Geburtenaufkommen genannt werden.

Neben dem in der Gesamtbilanz deutlichen Einwohnerrückgang haben sich in den
vergangenen Jahrzehnten auch tief greifende strukturelle Änderungen ergeben: So
ist die Zahl der großen Haushalte mit vier und mehr Personen allein im Zeitraum 1970
bis 1996 um knapp 10 000 Haushalte bzw. 20 Prozent gesunken, die Zahl der Ein-
Personen-Haushalte hat sich dagegen um über 42 000 Haushalte bzw. um 45 Pro-
zent erhöht. Die Zahl ausländischer Einwohner hat sich infolge Geburtenüberschuss,
Nachzug von Familienangehörigen, Aufnahme von Bürgerkriegsflüchtlingen bzw.
Asylbewerbern von 77 000 im Jahr 1970 auf mittlerweile 133 000 Personen erhöht;
der Anteil liegt bei knapp 24 Prozent. Bei deutschen Einwohnern ist heute eine ho-
he Überalterung festzustellen. Mehr als 90 000 Stuttgarter sind im Rentenalter,
knapp die Hälfte davon ist sogar über 75 Jahre alt. Die Zahl der Kinder unter 18 Jah-
ren ist erstmals kleiner als die Zahl der Senioren über 65 Jahre.

Die Veränderungen in Zahl und Struktur der Einwohner in Stuttgart blieb aber auch
nicht ohne Auswirkungen auf die beiden großen christlichen Religionsgesellschaf-
ten. So beklagen die evangelische und auch die römisch-katholische Kirche in Stutt-
gart einen großen Mitgliederschwund. 

Die Veränderung der Bevölkerungs-
struktur zeigt sich u.a. 
- mehr kleine Haushalte
- mehr ausländische Einwohner
- mehr alte Menschen

Die Zahl der Einwohner ist in Stuttgart
in den vergangenen 25 Jahren um 
11 % gesunken
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Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Abbildung 1

Entwicklung der Einwohner in Stuttgart 1950 bis 1998
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Beide große christliche Kirchen verlieren überdurchschnittlich Mitglieder

Im Jahr 1973 gehörten bei einer Einwohnerzahl von 624 430 Personen knapp die
Hälfte, nämlich 310 288 Personen, der evangelischen Kirche an. 206 409 Mitglie-
der zählte damals die römisch-katholische Kirche, und 107 733 Personen gehörten
keiner oder einer sonstigen Religionsgesellschaft an. Die Einwohnerzahl Stuttgarts
hat zwischen 1973 und 1998 (jeweils zum 30.6.des Jahres) um 68 029 Personen
bzw. 10,9 Prozent abgenommen. Die Entwicklung der Mitgliederzahlen bei den bei-
den großen öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften verlief in den vergange-
nen 25 Jahren jedoch deutlich dramatischer als dies die allgemeine Einwohnerent-
wicklung erwarten ließe. Einen besonders hohen und überproportionalen Mitglie-
derschwund hatte die evangelische Kirche zu verzeichnen. Deren Mitgliederzahl hat
von 310 288 Personen im Jahr 1973 um 117 091 Personen auf 193 197 Personen
abgenommen. Dies entspricht einem Rückgang von 37,7 Prozent. Nicht ganz so dra-
matisch verlief der Verlust bei der römisch-katholischen Kirche: Deren Mitgliederzahl
hat sich �nur� um knapp ein Viertel reduziert. Gegenüber 1973, als die römisch-ka-
tholische Kirche in Stuttgart 206 409 Mitglieder zählte, gehören 1998 noch 156 354
Personen dieser Kirche an. 

Nahezu verdoppelt hat sich demgegenüber die Zahl der Personen, die rechtlich kei-
ner der beiden großen Religionsgesellschaften angehören. Mit 206 850 Personen ist
dieser Personenkreis inzwischen größer als der Kreis der Personen, der der römisch-
katholischen Kirche zurechnen ist und seit 1997 auch größer als der Kreis der Per-
sonen, die - in der traditionell evangelischen Stadt Stuttgart - Mitglieder der evan-
gelischen Kirche sind.

Die Abbildung 2 zeigt, dass bislang keine Tendenz zur Abschwächung oder gar Sta-
gnation dieser Entwicklung zu erkennen ist. Selbst in den Jahren 1988 bis 1992, als
die Zahl der Einwohner in Stuttgart zugenommen hat, hat sich der Rückgang der
Mitgliederzahlen der evangelischen wie auch der römisch-katholischen Kirche kon-
tinuierlich fortgesetzt. Die damalige Zunahme an Einwohnern hat ausschließlich ei-
ne Erhöhung der Zahl der Personen bewirkt, die keiner der beiden großen öffent-
lich-rechtlichen Religionsgesellschaften angehören.

Verdoppelt hat sich in den vergange-
nen 25 Jahren die Zahl der Personen,
die keiner der beiden großen christli-
chen Kirchen angehören

Die Zahl der Mitglieder der evangeli-
schen Kirche ist um knapp 38 %, die
Zahl der Mitglieder der katholischen
Kirche um knapp 25 % gesunken
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Abbildung 2

Einwohner nach Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen  
Religionsgesellschaft in Stuttgart von 1973 bis 1998
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Überdurchschnittliche Zunahme der Personen, die keiner der beiden
großen christlichen Kirchen angehören

Zum einen kann die hohe Zunahme der keiner der beiden großen Kirchen oder ei-
ner sonstigen Religionsgesellschaft angehörenden Personen durch die Zunahme aus-
ländischer Einwohner erklärt werden: Wohnten vor 25 Jahren 99 072 ausländische
Einwohner in dieser Stadt, so hat sich deren Anzahl durch Nachzug von Familien-
angehörigen, Geburtenüberschuss aber auch infolge der Aufnahme von Bürger-
kriegsflüchtlingen und Asylbewerbern auf zwischenzeitlich 133 038 Einwohner bzw.
um 34,3 Prozent erhöht. Die Zunahme der Zahl der ausländischen Einwohner be-
wirkte eine nachhaltige Verschiebung in der Zugehörigkeit zu einer öffentlich-recht-
lichen Religionsgesellschaft. So dominierten unter den ausländischen Einwohnern
vor 25 Jahren noch die Personen, die der römisch-katholischen Kirche angehörten.
Deren Anteil betrug 1973 noch 51,7 Prozent. Lediglich 43 978 ausländische Ein-
wohner - dies entspricht einem Anteil von 44,4 Prozent - gehörten damals keiner
der beiden großen öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften an. Durch einen
deutlichen Wanderungsgewinn von ausländischen Einwohnern, die aus moslemisch
geprägten Ländern (insbes. Türkei, Bosnien-Herzegowina) stammen, hat sich die Zahl
der ausländischen Einwohner, die keiner der beiden großen christlichen Kirchen an-
gehören, mehr als verdoppelt. Gleichzeitig ist aber die Zahl der ausländischen Ein-
wohner, die der römisch-katholischen Kirche angehören, überwiegend durch Rück-
wanderung katholischer Ausländer in ihre Heimatländer (insbes. Spanien, Italien) auf
41 461 Mitglieder und damit um 19,1 Prozent gesunken. Nur noch 31,2 Prozent al-
ler ausländischen Einwohner gehören der römisch-katholischen Kirche an. Da zu-
dem die Zugehörigkeit zur evangelischen Kirche bei ausländischen Einwohnern so
gut wie keine Bedeutung hat, gehören mittlerweile mit 67 Prozent bereits zwei Drit-
tel aller ausländischen Einwohner keiner der beiden großen christlichen Kirchen als
Mitglieder an. 

Zum anderen kann die hohe Zunahme der Personen, die rechtlich keiner öffentlich-
rechtlichen  Religionsgesellschaft angehören, auf ein abnehmendes Verbunden-
heitsgefühl der deutschen Einwohner mit der Kirche zurückgeführt werden. Trotz ei-
nes Rückgangs der Zahl der deutschen Einwohner um über 100 000 Personen auf
mittlerweile 423 363 Personen, hat die Zahl der deutschen Einwohner, die keiner
oder einer sonstigen Religionsgemeinschaft angehören, um mehr als 50 000 zuge-
nommen und liegt heute bei 117 702 Personen. Die Zahl der deutschen evangeli-
schen Einwohner ist im gleichen Zeitraum sogar von 306 445 auf 190 768 und da-
mit überproportional um 37,7 Prozent gesunken. Da damit nur noch 45 Prozent al-
ler deutschen Einwohner in Stuttgart Mitglieder der evangelischen Kirche sind, kann
allenfalls noch von einer relativen Dominanz der evangelischen Kirche in Stuttgart
gesprochen werden. Auch die katholische Kirche hat in den vergangenen zweiein-
halb Jahrzehnten einen erheblichen Mitgliederschwund unter den deutschen Ein-
wohnern hinnehmen müssen. Die Zahl der Mitglieder ist von 155 158 im Jahr 1973
auf mittlerweile 114 893 und damit um über ein Viertel gesunken.

Erhebliche altersspezifische Unterschiede in der Religionszugehörigkeit

Wie ist der Rückgang der Mitgliederzahlen der beiden großen christlichen Kirchen
zu erklären? Ist er allein auf den Rückgang der Einwohnerzahl und die Veränderung
der Einwohnerstruktur zurückzuführen oder ist viel mehr ein verändertes Zu-
gehörigkeitsverhalten zur Kirche verantwortlich? 

Hierfür gibt die Altersstruktur der Einwohner, gegliedert nach ihrer Religionszu-
gehörigkeit Aufschluss. Aufgrund der besonderen Zugehörigkeitsstrukturen auslän-
discher Einwohner werden die Untersuchungen im Folgenden auf den deutschen
Bevölkerungsteil beschränkt. Mit der folgenden Abbildung wird die zahlenmäßige
Besetzung der einzelnen Altersjahre in Stuttgart im Jahr 1973 (linke Hälfte der Ab-
bildung) und im Jahr 1998 (rechte Hälfte der Abbildung) dargestellt. Der durch die

... auf eine abnehmende Verbunden-
heit bei Deutschen zu einer der beiden
großen Kirchen zurückzuführen

Die hohe Zunahme der Personen, die
keiner oder einer sonstigen Religionsge-
meinschaft angehören ist zum einen
auf die Zunahme ausländischer Einwoh-
ner aber auch ...
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Die Grafik in Form einer Bevölkerungs-
pyramide verdeutlicht die Veränderun-
gen im Altersaufbau der Stuttgarter
Einwohner zwischen 1973 und 1998



Balkenlänge entstehende äußere Kurvenverlauf dieser so genannten Bevölkerungs-
pyramide zeigt prägnante Konturen, die durch tiefe Einschnitte und Ausbuchtun-
gen, also durch geringe bzw. hohe Besatzzahlen der einzelnen Altersjahre, geprägt
sind. 

Im Jahr 1973 zeigt der Altersaufbau der deutschen Stuttgarter am Fuß der linken
Pyramidenhälfte einen starken Einbruch. So ist deutlich abzulesen, dass das Alters-
jahr der 0- bis unter 1-jährigen im Jahr 1973, mit 3 600 Kleinstkindern, nur noch et-
wa halb so stark besetzt ist wie das Altersjahr der 9- bis unter 10-jährigen Kinder.
Dieser Rückgang ist Folge des Ende der sechziger Jahre einsetzenden Geburten-
rückgangs. Die Ausbuchtung in den Altersjahren der schulpflichtigen Kinder stellt
den so genannten Geburtenberg (�Babyboom�) der sechziger Jahre dar. Der tiefe
Einschnitt im Altersaufbau der deutschen Bevölkerung im Jahr 1973, bei den damals
27- bis unter 28-jährigen, ist wiederum auf den extrem geburtenschwachen Jahr-
gang 1945 zurückzuführen. Der abrupte und vier Altersjahre umfassende Einschnitt
bei den 54- bis unter 58-jährigen stammt hingegen noch vom Geburtenausfall
während des Ersten Weltkrieges. 

Im Jahr 1998, also 25 Jahre später und auf der rechten Pyramidenhälfte zu erken-
nen, weist der Altersaufbau der deutschen Einwohner in Stuttgart eine bereits mehr
als 25 Jahre umfassende schmale Basis auf. Die Balkenlänge verdeutlicht, dass in die-
sen Altersjahren nur noch zwischen 3200 und 3600 deutsche Kinder bzw. Jugend-
liche pro Altersjahr in Stuttgart leben. Damit sind diese Altersjahre in Stuttgart
schwächer besetzt, als die Altersjahre der 65- bis unter 78-jährigen deutschen Ein-
wohner. Weiterhin als deutlicher Einschnitt ist der geburtenschwache Jahrgang 1945

Die Basis der �Pyramide� zeigt den En-
de der 60er Jahre einsetzenden Gebur-
tenrückgang und die inzwischen bereits
mehr als 25 Jahre umfassende Stagnati-
on des Geburtenaufkommens
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Abbildung 3

Deutsche Einwohner in Stuttgart 1973 und 1998 nach Alter und Religionszugehörigkeit
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im Jahr 1998 bei den inzwischen 52- bis unter 53-jährigen Einwohnern zu erken-
nen. Die Geburtenausfälle des Ersten Weltkrieges zeigen sich immer noch als brei-
ter Einschnitt bei den inzwischen 79- bis unter 83-jährigen. 

Die Bevölkerungspyramide ist zusätzlich nach der rechtlichen Zugehörigkeit der
Deutschen zu einer Religionsgesellschaft differenziert. Die innerste Pyramidenkon-
tur zeigt die Besatzzahlen der deutschen Einwohner, die keiner oder einer sonstigen
Religionsgesellschaft angehören. An diese Kurve schließt sich die altersmäßige Ver-
teilung der Deutschen, die der römisch-katholischen Kirche angehören, an und die
äußerster Schale gibt die altersmäßige Verteilung der der evangelischen Kirche an-
gehörenden Deutschen wieder.

Die Differenzierung nach der Religionszugehörigkeit zeigt deutlich, dass insbeson-
dere die Zahl der Personen, die keiner oder rechtlich einer sonstigen Religionsge-
meinschaft angehören, sich in den letzten 25 Jahren in allen Altersjahren deutlich
erhöht hat. Während 1973 die graphische Darstellung des Altersaufbaus dieses Per-
sonenkreises einem schmalen Band gleicht, zeichnet der aktuelle Altersaufbau die-
ses Personenkreises inzwischen den Altersaufbau der deutschen Einwohner mit all
seinen Einschnitten und Ausbuchtungen deutlich nach.

An der Basis ist zu erkennen, dass die Bedeutung der Säuglingstaufe abgenommen
hat, bei Kindern und Jugendlichen eine Verschiebung zugunsten der beiden großen
christlichen Kirchen kontinuierlich bis zum 14. Lebensjahr (Konfimationsalter) statt-
findet, allerdings Kinder und Jugendliche bei weitem nicht mehr im Umfang wie noch
1973 durch das Taufsakrament in eine der beiden großen christlichen Religionsge-
sellschaften eintreten.

Altersspezifische Religionszugehörigkeitsquoten verdeutlichen Gesetz-
mäßigkeiten

Um feststellen zu können, in welchen Altersjahren besonders deutliche Verschie-
bungen in der rechtlichen Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Religions-
gesellschaft in den vergangenen 25 Jahren stattgefunden haben, sind altersspezifi-
sche Religionszugehörigkeitsquoten für den deutschen Bevölkerungsteil berechnet
worden. Mit Hilfe dieser Quoten kann einerseits das durch die schwankenden Be-
satzzahlen der einzelnen Altersjahre schwer zu interpretierende Bild aussagekräfti-
ger gestaltet werden und andererseits können Gesetzmäßigkeiten in der rechtlichen
Zugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft sichtbar gemacht werden. Diese geben
damit nicht nur bessere Erklärungsansätze für die Entwicklung in den vergangenen
25 Jahren, sondern auch wichtige Hinweise für die künftige Entwicklung. 

Mit Hilfe der altersspezifischen Religionszugehörigkeitsquoten soll näher untersucht
werden, ob:

- der Anteil der rechtlich einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft an-
gehörenden bzw. rechtlichen keiner Religionsgesellschaft angehörenden Deut-
schen vom Alter der jeweiligen Person abhängt, sich also in den einzelnen Alters-
jahrgängen unterscheidet;

- sich die altersspezifischen Zugehörigkeitsquoten im Jahr 1998 auf einem ande-
ren Niveau befinden als im Jahr 1973. 

Betrachtet man zunächst altersspezifische Zugehörigkeitsquoten zur evangelischen
Kirche im Jahr 1973, so weisen die Quoten - bei den Säuglingen angefangen bis hin
zu den Senioren im Alter von unter 70 Jahren - nur eine geringe Schwankungsbrei-
te auf. Der Anteil der in diesen Altersjahren befindlichen, zur evangelischen Kirche
gehörenden deutschen Einwohner, liegt zwischen 55 und 60 Prozent. Beginnend
mit den 70-jährigen steigt dieser Anteil dann deutlich an. Dieser Anstieg kann aber

Im Jahr 1973 lassen sich bei den Mit-
gliedern der evangelischen Kirche nur
geringe altersspezifische Unterschiede
nachweisen

Mit Hilfe von Zugehörigkeitsquoten
kann die Veränderung der altersspezifi-
schen Verbundenheit zu den Kirchen
noch besser verdeutlicht werden

Personen, die keiner oder einer sonsti-
gen Religionsgemeinschaft angehören,
sind heute in allen Altersjahren stärker
besetzt als noch vor 25 Jahren
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keinesfalls mit einer zunehmendem Übertritts- bzw. Konvertierungsbereitschaft er-
klärt werden. Die hohen Quoten bei den über 70-jährigen sind vielmehr ein Hinweis
auf die �alt-eingesessene�, traditionell evangelische Stuttgarter Bevölkerung.

Ganz anders zeigt sich das Bild im Jahr 1998: Bei den Säuglingen beginnt die Reli-
gionszugehörigkeitsquote auf sehr geringem Niveau, steigt dann jedoch stark an und
erreicht im Einschulungsalter die 40-Prozent-Marke. Mit dem Konfirmationsalter wird
ein weiteres Zwischenhoch erreicht und mit der Volljährigkeit ein vorläufiger Höchst-
stand von 50 Prozent. Ab 18 Jahren, für viele der Eintritt in das Berufsleben, sinkt
die Religionszugehörigkeitsquote jedoch kontinuierlich. Im Alter zwischen 45 und
50 Jahren werden zurzeit die geringsten Quoten erreicht. Der Anteil der zur evan-
gelischen Kirche gehörenden deutschen Einwohner steigt dann von diesem Tiefstand
weitgehend kontinuierlich bis ins höchste Alter, bleibt jedoch knapp unter einem An-
teil von 70 Prozent. 

Vergleicht man nun die Religionszugehörigkeitsquoten der Deutschen von 1973 und
1998, so zeigt sich, dass die altersbedingten Unterschiede 1998 deutlich stärker aus-
geprägt sind, um 5 bis 20 Prozent unter dem Niveau von 1973 bleiben und 1998 ei-
ne weitgehend homogen-evangelische alte Bevölkerungsschicht nicht mehr nach-
weisbar ist. 

Auch wenn die Kurvenverläufe von 1973 und 1998 deutlich unterschiedlich gestal-
tet sind, so lässt sich doch anhand von bestimmten Altersjahren die Alterung der
Stuttgarter Einwohner bei gleichzeitiger Reduzierung der Zugehörigkeitsquote auf-
zeigen. Zwar sind die Zugehörigkeitsquoten 1973 in den einzelnen Altersjahren weit-
gehend konstant, doch der markante Rückgang der Zugehörigkeitsquote von 60 Pro-
zent auf 55 Prozent bei den damals 36- bis 39-jährigen deutschen Einwohnern ist
im Jahr 1998, also 25 Jahre später, bei den inzwischen 61- bis 64-jährigen wieder
zu erkennen. Noch immer ist ein, wenn auch abgeschwächter, dennoch aber deut-
lich vorhandener Rückgang der Religionszugehörigkeitsquoten feststellbar. Das Ni-
veau ist allerdings ca. 10 Prozentpunkte niedriger als 25 Jahre zuvor. 

Inzwischen ist aber eine deutliche Al-
tersabhängigkeit erkennbar: Bei den
40- bis unter 50-jährigen deutschen
Einwohnern sind nur noch etwa 40 %
Mitglieder der evangelischen Kirche
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Abbildung 4

Zugehörigkeit der deutschen Einwohner zur evangelischen Kirche
nach dem Alter, 1973 und 1998
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Die altersspezifische Zugehörigkeit zur römisch-katholischen Kirche zeigt zwar, dass
auch hier die Säuglingstaufe nicht mehr in dem Ausmaß praktiziert wird wie noch
vor 25 Jahren, dass aber der Niveauunterschied zwischen der altersspezifischen Re-
ligionszugehörigkeitsquote von 1973 und 1998 deutlich geringer ist als in der evan-
gelischen Kirche. Auffallend ist besonders, dass bei den über 63-jährigen heute die
Zugehörigkeitsquote höher ist als noch vor 25 Jahren. Der steile Anstieg der Quote
bei den heute 63- bis 66-jährigen ist allerdings nicht mit einer Eintrittswelle in die
römisch-katholische Kirche zu erklären, sondern spiegelt nur die bereits im Jahre
1973 erkennbare hohe Religionszugehörigkeitsquote bei den damals 36- bis 39-
jährigen wider. Ursache für diesen Anstieg sind Wanderungsgewinne in der Nach-
kriegszeit aus katholischen Gebieten und damit verbundene Strukturverschiebun-
gen bei der Religionszugehörigkeit, die ihr Komplement im oben erwähnten mar-
kanten Rückgang der Religionszugehörigkeitsquoten zur evangelischen Kirche fin-
den.

Der überproportionale Anstieg der keiner der beiden großen christlichen Kirchen an-
gehörenden deutschen Einwohner in Stuttgart wird besonders in Abbildung 6 sicht-
bar. Schwankte der Anteil der rechtlich keiner oder einer sonstigen Religionsgesell-
schaft angehörenden Deutschen in den einzelnen Altersjahren im Jahr 1973 nur zwi-
schen 5 Prozent bei den 14-jährigen und 18 Prozent bei den 70-jährigen, so hat sich
das Kurvenverlauf insbesondere bei den unter 70-jährigen 1998 völlig verändert. Der
Anteil keiner der beiden großen öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften an-
gehörenden Kinder und Jugendlicher liegt 1998 im ersten Lebensjahr aufgrund ver-
zögertem Taufverhalten bei 80 Prozent, sinkt dann aber auf etwa 20 Prozent bei den
Deutschen im Alter von 18 Jahren. Im weiteren Verlauf steigt die Quote dieser Grup-
pe auf einen Wert von knapp unter 40 Prozent bei den 50-jährigen und ist damit
nahezu das Spiegelbild der Deutschen, die der evangelischen Kirche angehören. Kei-
ne nennenswerten Unterschied zeigt der Kurvenverlauf im Jahr 1973 und 1998 bei
den über 70-jährigen. 

35 % der 40- bis unter 50-jährigen
Deutschen gehört inzwischen keiner
der beiden großen christlichen Kirchen
an

Die Veränderung in der Religionszu-
gehörigkeit ist in der katholischen Kir-
che weniger stark ausgeprägt als in der
evangelischen Kirche
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Abbildung 5

Zugehörigkeit der deutschen Einwohner zur römisch-katholischen Kirche
nach dem Alter, 1973 und 1998
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Unterschiedliche Ursachen für Mitgliederverlust bei evangelischer und 
katholischer Kirche

Im Folgenden wird untersucht, ob und in welchem Umfang der deutliche Rückgang
der Mitgliederzahlen der beiden großen christlichen Kirchen eher auf den Rückgang
der Einwohnerzahl und dem kontinuierlichen Wandel des Altersaufbaus oder auf ein
verändertes Zugehörigkeitsverhalten zur evangelischen oder katholischen Kirche
zurückzuführen ist. Berücksichtigt werden dabei wieder nur Einwohner mit deut-
scher Staatsangehörigkeit. Hierzu wird zunächst die Frage gestellt, wie viele Mit-
glieder die beiden Kirchen heute hätten, wenn sich die alters- und geschlechtsspe-
zifischen Religionszugehörigkeitsquoten von 1973 nicht verändert hätten, also das
durch diese Quoten abgebildete Zugehörigkeitsverhalten konstant geblieben wäre
und ausschließlich die Veränderung der demographischen Struktur sowie der Ein-
wohnerrückgang für die Veränderung der Mitgliederzahlen verantwortlich gewesen
wären. 

Die Ergebnisse der hierfür durchgeführten Berechnungen zeigen, dass die Mitglie-
derzahlen der evangelischen Kirche von ursprünglich 306 445 im Jahr 1973 nur auf
247 916 Personen also um 19,1 Prozent gesunken wären, die der katholischen Kir-
che um 21,5 Prozent, wenn sich das Zugehörigkeitsverhalten bei den deutschen Ein-
wohnern nicht geändert hätte. Dies bedeutet, dass bei der evangelischen Kirche in
den vergangenen 25 Jahren von dem gesamten Mitgliederverlust in Höhe von 
115 677 Personen insgesamt ca. 50 Prozent des gesamten Mitgliederschwundes auf
den - von den Kirchen kaum beeinflussbaren - allgemeinen Einwohnerrückgang und
die Veränderung im Altersaufbau der Stuttgarter Einwohner zurückgeführt werden
kann. Insgesamt 57 148 Personen hat die evangelische Kirche durch Kirchenaustrit-
te bzw. verändertes Taufverhalten verloren. Dabei zeigen sich deutliche ge-
schlechtsspezifische Unterschiede: Die verhaltensspezifische Komponente spielt bei
Männern eine um 10 Prozentpunkte höhere Bedeutung als bei Frauen.

Der Mitgliederschwund in der evangeli-
schen Kirche in den letzten 25 Jahren
ist je zur Hälfte auf den allgemeinen
Einwohnerrückgang bzw. das veränder-
te Zugehörigkeitsverhalten zurückzu-
führen

Ursachen des Mitgliederschwundes sind
allgemeiner Einwohnerrückgang
und/oder verändertes Kirchenzu-
gehörigkeitsverhalten
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Abbildung 6

Zugehörigkeit der deutschen Einwohner zu keiner oder einer sonstigen
Religionsgesellschaft nach dem Alter, 1973 und 1998
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Bei der katholischen Kirche hat das Kirchenzugehörigkeitsverhalten nur eine gerin-
ge Bedeutung für den Mitgliederschwund: Von dem insgesamt 40 265 Mitglieder
umfassenden Mitgliederverlust zwischen 1973 und 1998 können insgesamt 33 388
bzw. 83 Prozent auf die demographische Komponente, also dem allgemeinen Ein-
wohnerrückgang und der Veränderung im Altersaufbau, zurückgeführt werden. Nur
17 Prozent des gesamten Mitgliederverlustes basiert auf einem veränderten Kir-
chenzugehörigkeitsverhalten. Bei der katholischen Kirche ist jedoch das ge-
schlechtsspezifische Zugehörigkeitsverhalten deutlich stärker ausgeprägt als in der
evangelischen Kirche. Im Saldo sind nur vier Prozent des gesamten Rückgangs der
weiblichen katholischen Mitglieder auf fehlende Kircheneintritte und Kirchenaus-
tritte von Frauen zurückzuführen, bei Männern hingegen ist die Verhaltenskompo-
nente deutlich stärker ausgeprägt: Von dem gesamten Verlust an katholischen Män-
nern mit deutscher Staatsangehörigkeit in Höhe von 19 411 Personen hat die ka-
tholische Kirche 31 Prozent durch Kirchenaustritte verloren. 

Zusammenfassung und Ausblick

Die rechtliche Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft hat
sich in den vergangenen 25 Jahren dramatisch verändert:

- Die evangelische Kirche hat extrem hohe Mitgliederverluste zu verzeichnen. Ob-
gleich die Einwohnerzahl nur um knapp 11 Prozent im Zeitraum 1973 bis 1998
gesunken ist, ist die Zahl der Einwohner, die rechtlich der evangelischen Kirche
angehören, um 37 Prozent zurückgegangen.

- Die katholische Kirche hat in den vergangenen 25 Jahren etwa ein Viertel ihrer
Mitglieder verloren.

- Die Abnahme der Mitgliederzahlen in den beiden großen christlichen Kirchen ver-
läuft völlig linear und zeichnet die wellenförmig verlaufende Einwohnerentwick-
lung in keiner Weise nach.

- Im Durchschnitt verliert die evangelische Kirche in Stuttgart seit 1973 jedes Jahr
ca. 4700 Mitglieder, die katholische Kirche etwa 2000 Mitglieder.

- Durch Wanderungsgewinne aus moslemisch geprägten Ländern wie der Türkei
oder Bosnien-Herzegowina nehmen ausländische Einwohner, die keiner öffent-
lich-rechlichen Religionsgesellschaft angehören, überproportional zu.

- Wanderungsverluste bei Spaniern und Italienern tragen dazu bei, dass die Zahl
der katholischen ausländischen Einwohner abnimmt. 

- Bei deutschen Einwohnern kann festgestellt werden, dass die Zugehörigkeit zu
einer der beiden großen Kirchen stark vom Alter abhängig ist. Mittlere Altersjah-
re weisen die geringste Bindung zu einer der beiden großen Kirchen auf.

- Die altersspezifischen Unterschiede sind bei Mitgliedern der evangelischen Kirche
deutlich stärker ausgeprägt als bei Mitgliedern der katholischen Kirche.

- Der Anteil der deutschen Einwohner, die zwischenzeitlich keiner der beiden
großen Kirchen angehören, hat sich in den mittleren Altersjahrgängen zu einem
�Berg� herausgebildet. Dieser �Berg� ist nicht statisch, sondern wächst konti-
nuierlich in die höheren Altersjahre hinein: Die künftigen Senioren werden eine
deutlich geringere Kirchenbindung haben als die derzeitigen Senioren.

Evangelische Kirche verliert pro Jahr
rund 4700 Mitglieder, katholische Kir-
che etwa 2000 Mitglieder

Die katholische Kirche verliert demge-
genüber ihre Mitglieder fast ausschließ-
lich durch allgemeinen Einwohnerrück-
gang
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- Die evangelische Kirche hat allein durch das veränderte Kirchenzugehörigkeits-
verhalten gegenüber 1973 knapp die Hälfte ihrer Mitglieder verloren. Hätte sich
das Verhalten in den letzten 25 Jahren nicht verändert, so hätte die evangelische
Kirche heute nur einen Mitgliederschwund in Höhe von knapp 20 Prozent zu ver-
kraften gehabt.

- Bei der katholischen Kirche spielt der Mitgliederverlust durch ein sich änderndes
Zugehörigkeitsverhalten nur eine untergeordnete Rolle: Nur jeder 6. Mitglieder-
verlust ist auf Kirchenaustritt  bzw. verändertes Taufverhalten zurückzuführen. Die
höchste Bindung an die Kirche zeigen katholische Frauen. 

- Bislang sind keine Tendenzen zu erkennen, die auf eine Abschwächung des Rück-
gangs, der durch Austritte direkt auf die Religionszugehörigkeit wirkt oder der
durch Wanderungsverhalten, generatives Verhalten oder zurückgehende Taufbe-
reitschaft indirekt auf die Religionszugehörigkeit wirkt, schließen lassen.

- Mit einem weiteren Rückgang der Mitglieder in den beiden großen christlichen
Religionsgesellschaften ist daher zu rechnen.

Katholische Kirche verliert nur jedes 
6. Mitglied durch Austritt

Evangelische Kirche verliert 50 % ihrer
Mitglieder durch Austritte
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